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Weinmann und Keck: Landesregierung muss kooperieren – Landtag muss
Abschlussbericht der Expertenkommission erhalten und Kommission
anhören

Zur Vorstellung des Abschlussberichts des Oberlandesgerichts Karlsruhe, des Amtsgerichts Freiburg und
des Landratsamtes Breisgau-Hochschwarzwald zum Staufener Missbrauchsfall sagen der
rechtspolitische Sprecher der FDP/DVP Fraktion, Nico Weinmann und der sozialpolitische Sprecher,
Jürgen Keck:

„Der Bericht der Arbeitsgruppe ist ein hilfreicher Schritt, weitere müssen jedoch folgen. So sind zwar die
Selbstkritik der Beteiligten und einzelne mittlerweile vor Ort stattgefundene Maßnahmen zu begrüßen,
landesweit muss aber die Situation verbessert werden.“

Weinmann stellt dazu fest: „Wenn klar festgestellt wird, dass die Überwachung gerichtlicher Auflagen
nicht gut geregelt ist, reicht es nicht, wenn man den Beteiligten eine bessere Zusammenarbeit lediglich
empfiehlt. Eine stärkere Verrechtlichung des Informationsaustausches und der Zusammenarbeit von
Gerichten und Jugendämtern mit klar normierten Pflichten muss ins Auge gefasst werden. Die
Kontrollbefugnisse des Jugendamtes müssen auf den Prüfstand, ebenso das familiengerichtliche
Verfahren.“

Keck ergänzt: „Die Herangehensweise der Jugendämter an familiengerichtliche Verfahren ist in den Blick
zu nehmen. Brauchen die Jugendämter mehr juristische Unterstützung? Müssen hier Vorgaben gemacht
werden, damit das Engagement der Jugendämter nicht von der aktuellen Haushaltslage vor Ort
abhängt?“

„Diesen und weiteren Fragen“, so Weinmann und Keck abschließend, „muss sich eine transparent
arbeitende Expertenkommission widmen, zu der auch Wissenschaftler, Praktiker aus Gerichten,
Jugendämtern und der Anwaltschaft gehören müssen. Die von Grün-Rot vorgesehene interministerielle
Arbeitsgruppe muss dem gerecht werden. Wir werden uns dafür einsetzen, dass dem Landtag ein
Abschlussbericht der Expertenkommission vorgelegt wird und die Kommission in einer Anhörung von
den zuständigen Ausschüssen befragt werden kann.“


